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Die Tarifverhandlungen des dbb mit der Tarifgemeinschaft deutscher Län-
der – TdL – gehen am 7. und 8. März in die 3. Runde. Der dbb fordert 6,5 Pro-
zent mehr Entgelt mit einer sozialen Komponente und 100 Euro mehr für 
die Auszubildenden. Für die Lehrkräfte geht es um die Grundtarifierung ih-
rer Eingruppierung. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fordern solida-
risch mit den Beamtinnen und Beamten die Übertragung der Verhand-
lungsergebnisse beim Entgelt auf die Besoldung der Landesbeamtinnen 
und Landesbeamten. Die Verhandlungsergebnisse der Einkommensrunde 
2013 für die Landesbeschäftigten wirken sich unmittelbar auf die Tarifbe-
schäftigten des Landes Berlin aus. Für die Landesbeamtinnen und Landes-
beamten stehen die Verhandlungen mit dem dbb berlin als Spitzenorgani-
sation des öffentlichen Dienstes noch aus. Die Grundsatzforderung des dbb 
berlin, die Besoldung und Versorgung der Beamtinnen und Beamten im 
Landesdienst bis Ende 2017 der Besoldung und Versorgung der anderen 
Bundesländer und beim Bund anzupassen, ist nach wie vor Gegenstand der 
Auseinandersetzungen. SPD und CDU in Berlin sind in der Pflicht, ihre poli-
tischen Aussagen zur Besoldungsperspektive 2017 zu verwirklichen. Haus-
haltspolitische Eckpunkte für den Doppelhaushalt 2014/2015 ohne jährli-
che Besoldungs- und Versorgungsanpassungen, wie von Teilen der Berliner 
SPD und dem Regierenden Bürgermeister gefordert, wäre eine weitere Zu-
mutung in der langen Reihe der Demütigungen der Berliner Beamtinnen 
und Beamten. Steigerungen von 2,5 Prozent der Grundgehälter jeweils in 
den Jahren 2014 und 2015 sind nicht der Durchbruch für die Besoldungs-
perspektive 2017.

Joachim Jetschmann, Landesvorsitzender des dbb berlin   
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Einkommensrunde 2013 für die Beschäftigten der Länder hat am 31. Januar 2013 begonnen. 
In zwei Verhandlungsrunden haben die Arbeitgeber kein Angebot vorgelegt. Der dbb fordert in 
den Verhandlungen unter anderem:

 > 6,5 Prozent mehr Entgelt inklusive einer sozialen Komponente

 > 100 Euro mehr für die Auszubildenden

 > Zeit- und inhaltsgleiche Übertragung des Ergebnisses auf die Landes- und Kommunalbeamten

 > Grundtarifierung für Lehrkräfte

Zur Unterstützung unserer Forderungen rufen wir alle Beschäftigten im Landesdienst in Berlin 
(TV-L) zu einem ganztägigen Warnstreik auf

Wir treffen uns am 6. März 2013, 

ab 15.30 Uhr Uhr,

in Potsdam,

Lustgarten,

um gemeinsam zu demonstrieren!

Jeder Tarifbeschäftigte im Landesdienst (TV-L) hat das Recht, sich am Warnstreik zu beteiligen. 
Die betroffenen Kommunal- und Landesbeamten haben kein Streikrecht. Trotzdem können sie 
unsere Forderung selbstverständlich in ihrer Freizeit bei der Demonstration und der Kundgebung 
unterstützen.

Ulrich Hohndorf, 
Leiter Geschäftsbereich Tarif

Einkommensrunde 2013 
für die Länder
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Geschäftsbereich Tarif 
Friedrichstraße 169/170 
D-10117 Berlin

Telefon 030.40 81-54 00 
Telefax 030.40 81-43 99 
E-Mail tarif@dbb.de 
www.dbb.de

21. Februar 2013

Warnstreik und Demo 
am 6. März 2013 in 
Potsdam!
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Die „Einführung der E-Akte in der Ber-

liner Landes- und Bezirksverwaltung“ 

war das Hauptthema der Konferenz 

und steht demnächst im Abgeordne-

tenhaus zur Entscheidung an. 

Die Ziele der Personalratsarbeit:

+  Finanzierung einer antizyklischen  

Einstellungsoffensive

+  Sicherung der Funktionsfähigkeit 

der Berliner Verwaltung

+  Einführung eines neuen Berliner  

Personalmanagements

+  Verbesserung des Ansehens des  

öffentlichen Dienstes

Über 170 Personalräte aus allen Teilen der 

Berliner Verwaltung nahmen an der ersten 

Betriebs- und Personalrätekonferenz des 

dbb berlin am 25. Februar 2013 teil.



Politik im Praxistest:

Die Berliner Justiz in der 
Auseinandersetzung über 
die Personalausstattung
Ausreichende Personalausstattung als politisches Ziel

Nach den Richtlinien der Regierungspolitik für die 
17. Wahlperiode des Abgeordnetenhauses ist wich-
tige Voraussetzung für einen sozialen Rechtsstaat 
und wesentlicher Standortfaktor für die Wirtschaft 
ein zügig und mit hoher Qualität entscheidendes 
Rechtswesen. Am Anfang des Abschnitts XVI. Justiz 
zu Nummer 1 – Justizorganisation, Personal und 
Ausbildung – heißt es: „Zur Gewährleistung einer 
starken, effizienten und für die Rechtssuchenden 
erreichbaren Justiz wird die ausreichende Ausstat-
tung der Gerichte und Strafverfolgungsbehörden 
mit Personal und die gezielte Fortbildung des Perso-
nals sichergestellt.“

In der Koalitionsvereinbarung 2011 – 2016 zwi-
schen der SPD und der CDU ist in der Beschreibung 
der Politikfelder im Abschnitt 6. Sicheres Berlin: 
Bürgernahe Polizei. Intakter Rechtsstaat unter der 
Überschrift ‚Beschleunigung der Verfahren‘ ausge-
führt: „… Justiz ist der Garant für die Gewährleis-
tung der Bürgerrechte, insbesondere des Grund-
rechts auf gerichtliche und staatsanwaltliche 
Verfahren in angemessener Zeit. Um dies in Zu-
kunft noch besser zu gewährleisten, bedarf es ne-
ben verstärkter auch grundlegender struktureller 
und organisatorischer Anstrengungen der Justiz … 
einer ausreichenden Ausstattung der Gerichte und 
Strafverfolgungsbehörden mit Personal und der ge-
zielten Fortbildung des Personals. So wollen wir 
auch vermeiden, dass das Land Berlin Entschädi-
gungsansprüchen nach dem Gesetz über den 
Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren und 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren ausgesetzt 
wird.“

Konzentration auf das Sparziel
Der Senat von Berlin hat bereits im Januar 2012 für 
die Gerichte und Strafverfolgungsbehörden be-
schlossen, dass bis auf die Tarifbeschäftigten und 
Beamtinnen und Beamten in den Serviceeinheiten 
des ehemaligen mittleren Justizdienstes und des 
Justizwachtmeisterdienstes alle anderen Berufs-
gruppen von den allgemeinen und besonderen Per-
sonaleinsparvorgaben ausgenommen sind.

Der Stellen- und Personalabbau 
von über 15 Prozent
Die Personaleinsparvorgabe beträgt rund 542 Vollzeit-
äquivalente (VZÄ). Sie ist von den Gerichten und 
Strafverfolgungsbehörden bis Ende 2016 zu erbrin-
gen. Insgesamt verfügten die Gerichte und Strafver-
folgungsbehörden 2012 über 3.518,09 VZÄ. Der VZÄ-
Zielbestand ist im Bereich der Serviceeinheiten und 
des Justizwachtmeisterdienstes für 2016 auf 2.976,10 
VZÄ von der Senatsverwaltung für Justiz und Verbrau-
cherschutz am 21. Januar 2013 festgesetzt worden. 
Der VZÄ-Verlust beträgt nach den Feststellungen der 
Justizverwaltung 541,99 VZÄ. Die Senatsverwaltung 
für Justiz und Verbraucherschutz stellt ferner fest, 
dass von der bundeseinheitlichen Personalbedarfsbe-
rechnung PEPP§Y für die Tarifbeschäftigten und Be-
amtinnen und Beamten in den Serviceeinheiten und 
im Justizwachtmeisterdienst ein Pauschalabschlag 
von 15 vom Hundert vorgenommen wird und der 
VZÄ-Zielbestand 2016 die gleichmäßige PEPP§Y-
Unterausstattung 85,053 Prozent beträgt.

Das Personal wird beleidigt
In einer Power-Point-Präsentation der Senatsverwal-
tung für Justiz und Verbraucherschutz vom 13. De-
zember 2012 über die „Entwicklung des Personalbe-
standes auf Basis des Senatsbeschlusses zu den 
Personaleinsparungen vom 24. Januar 2012 für die 
Dauer der Legislaturperiode – 2012 bis 2016 – Rah-
menbedingungen und Auswirkungen“ wird besonders 
herausgestellt, dass „der Genehmigungsvorbehalt der 
Senatsverwaltung für Finanzen zur Außeneinstellung 
dauerhaft bis zum Ende der Legislatur erhalten 
bleibt.“ Als zweite Auswirkung wird von der Justizver-
waltung eingeräumt, es erfolgt weiterhin ein 
„unstrukturiertes Sparen nach dem ‚Zufallsprinzip‘“ 
bei den Gerichten und Strafverfolgungsbehörden. 
Vor dem Dank für die Aufmerksamkeit werden weitere 
zwei Auswirkungen genannt. So wird festgestellt, dass 
„für die Dauer der Legislaturperiode nur noch einmalig 
68 Auszubildende in 2013 zur Verteilung zur Verfü-
gung stehen. Ferner wird festgestellt, „um Bedarfsun-
terschiede ausgleichen zu können, wird spätestens am 
dem Jahr 2014 das Personal ‚zu bewegen‘ sein.“
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Personalräte wehren sich
Ein Jahr nach dem Senatsbeschluss vom 24. Januar 
2012 haben die Personalräte der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit und der Strafverfolgungsbehörden in 
einer Personalrätekonferenz am 28. Januar 2013 
eine Resolution zur Personalausstattung der Service-
einheiten und des Justizwachtmeisterdienstes be-
schlossen. Diese Resolution wurde als offener Brief 
an den Senator für Justiz und Verbraucherschutz, 
Thomas Heilmann, CDU, gerichtet und an die Berli-
ner Medien sowie die politischen Parteien über-
sandt. Von den Personalräten wird geltend gemacht, 
dass durch die Sparbeschlüsse des Senats faktisch 
das Personal von fünf mittleren Amtsgerichten weg-
fällt und die Sicherheit der Justizbehörden nicht 
mehr zu gewährleisten ist.

5 Minuten – ein politisches Zeitopfer
Für die Personalräte der Gerichte und Strafverfol-
gungsbehörden ist der Gesamtpersonalrat der Berli-
ner Justiz auf Antrag der Fraktion Die Linke zur einer 
Anhörung am 27. Februar 2013 in die 20. Sitzung des 
Ausschusses für Verfassungs- und Rechtsangelegen-
heiten, Verbraucherschutz, Geschäftsordnung des 
Abgeordnetenhauses von Berlin eingeladen worden. 
In einer „kurzen Stellungnahme (ca. 5 bis maximal 
10 Minuten)“ wird einer Vertreterin des Personals 
bei den Gerichten und Strafverfolgungsbehörden 
Gelegenheit zur Stellungnahme am Ende einer par-
lamentarischen Sitzung ab ca. 16.30 Uhr gegeben.

Wie Behördenleitungen auf den Arm ge-
nommen werden
Wie es weitergehen soll, wird in dem auf den fol-
genden Seiten abgedruckten Schreiben der Senats-
verwaltung für Justiz vom 8. Februar 2013 mit dem 
Betreff „Personalentwicklung und Personalein- 
sparungen auf der Basis des Senatsbeschlusses vom 
24. Januar 2012“ den Behördenleitungen beschrie-
ben.

Als Ergebnis des Praxistests der Politik 
lässt sich festhalten:

 > Um während der Haushaltssanierung den Erhalt 
der Funktionsfähigkeit der Gerichte und Strafver-
folgungsbehörden im höheren Dienst zu erhalten, 
ist ein Opfer gesucht und im Servicedienst und im 
Justizwachtmeisterdienst gefunden worden.

 > Bei einer langfristigen Betrachtung ist erkennbar, 
der Servicedienst wird auch über 2016 hinaus wei-
ter personell abgebaut und der Justizwachtmeis-
terdienst auf die Aufgaben im Sicherungsdienst 
beschränkt werden.

 > Wie die Aufgaben des Servicedienstes und des Jus-
tizwachtmeisterdienstes aufgefangen werden kön-
nen, ist völlig unklar.

 > Sicher ist nur, alle anderen Berufsgruppen werden 
sich an der Übernahme der Aufgaben beteiligen 
müssen. Nur, es sagt ihnen keiner!

 > Die politischen Versprechen, mit Problemstellun-
gen und Veränderungen offensiv, transparent und 
lösungsorientiert umzugehen, werden nur dann 
eingehalten, wenn die politische Sparvorgaben 
und andere – manchmal nicht bekannte – Entschei-
dungen nicht zur Diskussion gestellt werden.

 > Die Beschäftigtenvertretungen werden in Organi-
sationsentwicklungsprozesse nur eingebunden, 
um die Verwirklichung der getroffenen politischen 
Entscheidungen des Senators für Justiz und Ver-
braucherschutz zu begleiten.

 > Das Märchen von der politisch geforderten „ausrei-
chenden Personalausstatung“ in der Berliner Justiz 
ist ausgeträumt. Die politischen Realitäten in der 
Berliner Justiz sind erschreckend. 

Joachim Jetschmann, 
Landesvorsitzender des dbb berlin
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Seminar der Frauenvertretung des dbb berlin

Life-Work-Balance oder ... 
Leben und Arbeit besser 
balancieren! Das war der 
Titel für das Seminar des 
dbb berlin für die Frauen-
vertreterinnen am 13. und 
14. Februar 2013. In ent-
spannter Atmosphäre tra-
fen sich unter der Leitung 
von Gudrun Ude Kerstin 
Gutwasser-Friebel, Bettina 
Papadakis-Spang, Andrea 
Seibert, Christina Gruhle, 
Gabriela Kluge, Marieanne 
Ledding, Evelin Mietke und 
Gabriele Dietrich (von links 
nach rechts).

10. Frauenpolitische Fachtagung der 
dbb bundesfrauenvertretung: 
Was ist Frauen-Arbeit wert?
Über den Wert der Arbeit lässt sich trefflich streiten. Das beste Beispiel dafür liefern sich Jahr 
für Jahr die Tarifpartner, wenn es darum geht, die Löhne im öffentlichen Dienst neu zu verhan-
deln. Gestritten wird im Namen aller Beschäftigten – geschlechterneutral, versteht sich. Aber 
warum verdienen dann auch in den öffentlichen Verwaltungen Frauen, die die Mehrheit der 
öffentlichen Bediensteten stellen, im Schnitt acht Prozent weniger als ihre männlichen Kolle-
gen? Eine Frage, die zu Recht gestellt wird.

Neben versteckten Diskriminierungen bei der Beför-
derung spielen vor allem zwei Faktoren eine wichtige 
Rolle. Zum einen sind Berufe, in denen überwiegend 
Frauen arbeiten, im Tarifgefüge niedriger eingrup-
piert. Zum anderen steigen vor allem Frauen aus fa-
miliären Gründen vorübergehend aus dem Erwerbsle-
ben aus und arbeiten häufiger in Teilzeit.

Das hinterlässt Spuren und verursacht Brüche im Er-
werbsverlauf, die bis zum Ruhestand kaum aufzuho-
len sind. Kehren Mütter schnell an den Arbeitsplatz 
zurück, geht oft ein Großteil des Einkommens für Kin-
derbetreuung und Haushaltshilfe drauf. Ein Minusge-
schäft für all jene Frauen, die Familie und Beruf verei-
nen wollen beziehungsweise müssen.©
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Die 10. Frauenpolitische Fachtagung am 19. März 
2013 in Berlin nimmt alle Dimensionen der Frauenar-
beit ins Visier. Wie wirken sich staatliche Transferleis-
tungen und steuerliche Vergünstigungen auf den 
Wert von Frauen-Arbeit aus? Welchen Stellenwert 
misst die Gesellschaft traditionellen „Frauenaufga-
ben“ wie etwa der Betreuung von Kindern, Enkelkin-
dern oder pflegebedürftigen Angehörigen bei? Wie 

kann der Staat zur geschlechtergerechten Wertschät-
zung von Arbeit beitragen? Und welche Rolle spielen 
Verbände und Gewerkschaften? Die dbb bundesfrau-
envertretung lädt Sie ein, sich gemeinsam mit Steuer-
expertinnen, Geschlechterforscherinnen, Gewerk-
schafterinnen und politischen Vertreterinnen diesen 
Fragen kritisch zu nähern, um gemeinsame Antwor-
ten zu finden und Perspektiven zu entwickeln. 

„Herausforderungen in der Behindertenpolitik“

2. Forum Behindertenpolitik 
am 23. und 24. April 2013
Am 23. und 24. April 2013 findet das 2. Forum Behin-
dertenpolitik in Berlin statt, dass der dbb gemeinsam 
mit der dbb akademie veranstaltet. Das zweitägige 
Forum setzt sich mit „Herausforderungen in der Be-
hindertenpolitik“ auseinander und rückt dabei die 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
zum Thema Inklusion ebenso in den Mittelpunkt wie 
neue Entwicklungen im Recht der Schwerbehinder-
tenvertretung.

Im Themenbereich „Inklusion“ wird analysiert, was 
getan werden muss, um eine UN-konforme Umset-
zung von Inklusion sowohl im Arbeitsleben als auch 
im schulischen Bereich realisieren zu können. Im Rah-
men des Schwerpunkts „Schwerbehindertenvertre-

tung“ werden aktuelle Fragen aus der Rechtspre-
chung und aus der Praxis aufgegriffen und möglicher 
Handlungsbedarf herausgearbeitet.

Zu den Referenten zählen Persönlichkeiten aus Poli-
tik, Wissenschaft und der öffentlichen Verwaltung, 
u. a. der Parlamentarische Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales, Hans-Joachim 
Fuchtel.

 Der Teilnehmerbeitrag beträgt 159 Euro (ohne Über-
nachtung). Die Veranstaltung ist vom Landesamt für 
Gesundheit und Soziales – Integrationsamt – Berlin 
gem. § 96 Abs. 4 SGB IX als Schulungs- und Bildungs-
veranstaltung anerkannt worden.

1. Änderung des Laufbahngesetzes
dbb berlin hat als einzige Spitzenorganisation der Beamtinnen und Beamten 
Positionen bezogen!

Der Senat von Berlin hat den von Innen- und Sport-
senator Frank Henkel vorgelegten Entwurf des Zwei-
ten Dienstrechtsänderungsgesetzes am 8. Januar 
2013 zur Kenntnis genommen. Die Vorlage ist dem 
Rat der Bürgermeister zur Stellungnahme zugeleitet 
worden. Die Befassung im Rat der Bürgermeister er-
folgte am 14. Februar 2013. Nach einer zweiten Be-
schlussfassung wird sich das Abgeordnetenhaus von 
Berlin mit dem Gesetzentwurf befassen.

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, die – 
auszugsweisen – nachstehenden Änderungen des 
Laufbahngesetzes vorzunehmen und das Gesetz 
über die Ernennung der Amtsanwälte aufzuheben. 
Von den Interessenvertretungen hat der dbb ber-
lin als einzige Spitzenorganisation der Landesbe-
amtinnen und Landesbeamten zum Gesetzent-
wurf nach § 83 des Landesbeamtengesetzes 
Stellung genommen.
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Impressum
Das hauptstadt magazin – hm – ist ein Informationsdienst des dbb – beamten-
bund und tarifunion – berlin für die Beschäftigten im Berliner Landesdienst  
und der Bundesverwaltung. Die nächste Redaktionskonferenz findet am  
19. Februar 2013 statt. 
Verantwortlich i.S.d.P.: Joachim Jetschmann, p.A. dbb berlin, Mommsen - 
straße 58, 10629 Berlin, Telefon 030.3279520, Telefax 030.32795220, 
E-Mail: post@dbb-berlin.de. Einzelmitglieder des dbb berlin erhalten das hm 
kostenlos zugesandt. Herausgegeben in Zusammenarbeit mit dem dbb verlag 
gmbh, Friedrichstraße 165, 10117 Berlin, www.dbbverlag.de, kontakt@dbbver-
lag.de. Anzeigen: dbb verlag gmbh, Mediacenter, Dechenstr. 15 a, 40878 Ra-
tingen. ☎ 02102.74023-0, Fax 02102.74023-99, E-Mail: mediacenter@dbbver-
lag.de. Anzeigenleitung: Petra-Opitz-Hannen, ☎ 02102.74023-715. Anzeigen - 
disposition: Britta Urbanski, ☎ 02102.74023-712, Anzeigentarif Nr. 10, gültig  
ab 1. 10. 2012. Herstellung: L.N. Schaffrath GmbH & Co. KG DruckMedien, 
Marktweg 42–50, 47608 Geldern. Layout: FDS, Geldern. Fotos: dbb berlin.

Aktuelle Nachrichten im 
öffentlichen Dienst
vom dbb – beamtenbund und tarifunion – berlin

 > Aufstiegslehrgang 2013 für das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 ausgeschrieben

 > Auch SPD und CDU ratlos

 > Urlaubsabgeltungsanspruch nach Eintritt in den Ruhestand

 > Veranschlagungspreise für IT-Endgeräte und der Telekommunikation festgesetzt

 > KAV Berlin: „Erfolgreiche Trennung von sogenannten Unkündbaren“

 > Erheblicher Anstieg der beamtenrechtlichen Verfahren beim Verwaltungsgericht

 > Stellenzuordnung 2012 für die Finanzämter

 > Regierungsinspektorinnen/Regierungsinspektoren gesucht

 > 243 Richterinnen und Richter üben Nebentätigkeiten aus

 > Neue Dienstvereinbarung über alternierende Arbeit

 > Personalräte der Justiz wehren sich gegen Sondersparbeiträge 
des mittleren Dienstes und Justizwachtmeisterdienstes

 > Neue Sparauflagen für den Justizvollzug

 > Landeskommission Berlin gegen Gewalt legt weiteren Forschungsbericht vor

 > Broschüre „Rechtsextremistische Musik“

 > Nun doch Personalbedarfsberechnung für den Justizwachtmeisterdienst

 > Endloses Warten auf die neue Laufbahnverordnung für den allgemeinen Verwaltungsdienst

 > Zugang zur Diensttelefonliste mit den Durchwahlnummern

 > Standortkommando Berlin wird außer Dienst gestellt

 > Neuer Ratgeber für Menschen mit Behinderung erschienen

 > Bundesverwaltungsgericht verhandelt über Anspruch auf finanzielle 
Abgeltung des Jahresurlaubs von Beamten

 > Vereinigung der Staatsanwälte klagt Personalabbau an

 > usw.

 

Immer aktuell die Nachrichten des dbb berlin 
(www.dbb-berlin.de-Nachrichtendienst).
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